
Fall 47
Drohende Abschiebung trotz Betreuung

Behandelte Themen: Duldung, inlandsbezogene Abschiebungshindernisse, § 25 V
AufenthG

Schwierigkeitsgrad: Fortgeschrittene

Sachverhalt1

A ist russische Staatsangehörige und in Tschetschenien geboren. Vor drei Jahren ist
sie nach Deutschland eingereist und hat einen Asylantrag gestellt, der vor sieben
Monaten vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) abgelehnt wurde.
Auch Abschiebungsverbote nach § 60 V, VII AufenthG wurden nicht festgestellt. Ihr
wurde die Abschiebung angedroht. Der Ablehnungsbescheid ist bestandskräftig.
Seit der Ablehnung ihres Asylantrages wird A geduldet, weil bislang keine Papiere
für sie vorlagen. Das hat sich aber vor kurzer Zeit geändert.

Schon seit zwei Jahren ist A wegen schwerer Depressionen in psychotherapeu-
tischer Behandlung. Nach einer knappen Bescheinigung ihrer Psychotherapeutin
erschwert ihr dies die Wahrnehmung von Alltagsaufgaben deutlich. Aus diesem
Grund wurde für A vom zuständigen Amtsgericht auch eine Betreuerin für die Auf-
gabenbereiche Wohnungsangelegenheiten, Vertretung gegenüber Behörden, Ent-
gegennahme und Öffnen der Post sowie Aufenthaltsbestimmung und Vermögens-
angelegenheiten bestellt. Über ausführlichere ärztliche Unterlagen verfügt A zur
Zeit nicht.

Die Ausländerbehörde der Stadt K hat A in der vergangenen Woche zu einem
Gespräch einbestellt und dabei ihren Reisepass einbehalten. Außerdem wurde A
gestern auf Anordnung der Ausländerbehörde vom amtsärztlichen Dienst der Stadt
K auf ihre Reisefähigkeit hin untersucht; der Amtsarzt teilte A mit, er halte sie für
reisefähig und werde dies auch der Ausländerbehörde mitteilen. Die Ausländerbe-
hörde teilt mit, sie halte weitere Schritte mit Blick auf die medizinische Versorgung
und Betreuung in Russland von ihrer Seite nicht für erforderlich.

1 Angelehnt an OVG NRW, Beschl. v. 29.11.2010, Az.: 18 B 910/10.
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Fallfrage

A befürchtet, dass ihr die Abschiebung droht. Sie fragt sich, ob diese verhindert
werden kann. Wie müsste sie dazu vorgehen? Welche Möglichkeiten bestehen, um
ihr ein längerfristiges Bleiberecht zu ermöglichen?

Hinweis: Die Rechtmäßigkeit der Einbestellung zur ärztlichen Untersuchung
und evtl. rechtliche Schritte dagegen sind nicht zu prüfen. Es ist zu unterstellen,
dass die erforderliche psychotherapeutische Behandlung und Alltagsbetreuung für
A in Russland langfristig gewährleistet werden könnte.
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Lösungsvorschlag

Gefragt ist nach den rechtlichen Möglichkeiten der A, um ihre Abschiebung zu ver-
hindern. Es geht also einerseits um die (materiell-rechtliche) Frage, welche Ansprü-
che A auf einen weiteren Aufenthalt im Bundesgebiet haben könnte, andererseits
um die (prozessuale) Frage, wie solche Ansprüche durchgesetzt werden könnten.
A wird zur Zeit geduldet. Mit der bestandskräftigen Ablehnung ihres Asylantrages –
dass die Ausreisefrist verstrichen ist, kann unterstellt werden – ist sie vollziehbar
ausreisepflichtig (§§ 50 I, 58 II AufenthG). Da A seit weniger als einem Jahr gedul-
det wird, ist auch keine Vorankündigung der Abschiebung erforderlich (§§ 60a V 2,
59 I 6–8 AufenthG). Die Maßnahmen der Ausländerbehörde legen nahe, dass diese
konkrete aufenthaltsbeendende Maßnahmen plant.

1 Weiterführendes Wissen

Mit der Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht droht grundsätzlich auch die – jederzeit mögliche – Abschie-
bung. Solange diese aber aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht erfolgen kann oder tatsäch-
lich nicht erfolgt, wird der*die Betroffene geduldet. Die Duldung (§ 60a AufenthG) stellt keinen Aufent-
haltstitel dar, sondern ist ein vollstreckungsrechtlicher Verwaltungsakt, mit dem die Abschiebung
ausgesetzt wird. Gedacht ist sie eigentlich für vorübergehende Abschiebungshindernisse. Bestehen da-
gegen dauerhafte Abschiebungshindernisse, so kann, beziehungsweise soll – bei Vorliegen der sons-
tigen Tatbestandsvoraussetzungen – nach § 25 V AufenthG eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden.
Hierfür bedarf es aber grundsätzlich auch der allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen nach § 5 Auf-
enthG, von denen die Ausländerbehörde lediglich nach § 5 III AufenthG nach ihrem Ermessen absehen
kann. Dies führt dazu, dass Duldungen oftmals über einen langen Zeitraum immer wieder verlängert
werden. Im Gegensatz zu einem Aufenthaltstitel ist die Duldung aber ein sehr instabiles und prekäres In-
strument: Sie stellt keinen Aufenthaltstitel dar, sondern bescheinigt nur die „Aussetzung der Abschie-
bung“. Geduldete Ausländer*innen dürfen etwa, wenn ihr Lebensunterhalt nicht gesichert ist, ihren
Wohnsitz nur an einem bestimmten Ort nehmen (§ 61 Id AufenthG). Die Duldung kann jederzeit kurz-
fristig erlöschen, denn wenn die Abschiebungshindernisse, die ihr zugrunde liegen, wegfallen, ist sie zu
widerrufen (§ 60a V 2 AufenthG), wobei nur unter den Voraussetzungen des § 60a V 2 AufenthG eine
„Vorwarnung“ erfolgt. Duldungen etwa wegen Passlosigkeit sind zudem häufig mit auflösenden Bedin-
gungen wie „Erlischt bei Besitz eines zur Rückkehr berechtigenden Reisedokumentes“ versehen. Zeich-
net sich ab, dass die Ausländerbehörde aufenthaltsbeendende Maßnahmen plant, ist daher ein äußerst
(!) schnelles Handeln erforderlich.

Fraglich ist, ob A einen Anspruch auf Aussetzung ihrer drohenden Abschiebung hat.
Nach § 60a II AufenthG ist dies der Fall, wenn die Abschiebung aus – hier allein in
Betracht kommenden – rechtlichen Gründen unmöglich ist. In Betracht kommt vor-
liegend ein Abschiebungshindernis aus Art. 2 II 1 GG.
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A. Körperliche Unversehrtheit als inlands- oder zielstaatsbezogenes
Abschiebungshindernis

Die Berufung auf ein solches Abschiebungshindernis gegenüber der Ausländerbe-
hörde könnte jedoch von vornherein ausscheiden, wenn ein solches bereits im
asylrechtlichen Verfahren bestandskräftig verneint worden wäre und die entspre-
chende Feststellung nach § 42 AsylG Bindungswirkung gegenüber der Ausländer-
behörde entfalten würde. Die Entscheidungskompetenz des BAMF – und damit
auch die Bindungswirkung nach § 42 AsylG – betrifft indes nur zielstaatsbezogene
Abschiebungshindernisse, das heißt solche Gründe, die in der Situation im Ziel-
staat wurzeln. Auf solche kann sich A gegenüber der Ausländerbehörde nicht be-
rufen.

1Weiterführendes Wissen

Abschiebungshindernisse können einerseits zielstaatsbezogen, andererseits inlandsbezogen sein.
Der Unterschied ist erheblich: Zielstaatsbezogene Abschiebungshindernisse (§ 60 AufenthG) wer-
den grundsätzlich im asylrechtlichen Verfahren geprüft. Bei ihnen geht es darum, ob der*dem Betrof-
fenen im Zielstaat im weitesten Sinne Gefahr droht. Die Entscheidung des Bundesamtes im asylrecht-
lichen Verfahren bindet die Ausländerbehörde (§ 42 AsylG); eine eigene Entscheidungskompetenz
kommt ihr nur in Ausnahmefällen zu. Inlandsbezogene Abschiebungshindernisse betreffen da-
gegen Gründe, die schlechthin – unabhängig vom Zielland – eine Abschiebung unzulässig machen: et-
wa familiäre Gründe (Art. 6 GG). Sie werden nicht vom Bundesamt, sondern von der Ausländerbehörde
geprüft. Will sich A auf zielstaatsbezogene Abschiebungshindernisse berufen, so müsste sie einen
Folgeantrag nach § 71 AsylG beim Bundesamt stellen. Solange das Bundesamt nicht entschieden hat,
ob es das Asylverfahren wieder aufnimmt, ist eine Abschiebung unzulässig (§ 71 V 2 AufenthG). Ach-
tung: § 71 V 2 AufenthG gilt nur bei „echten“ Folgeanträgen, nicht aber, wenn nur die erneute Prüfung
von zielstaatsbezogenen nationalen Abschiebungsverboten nach § 60 V, VII AufenthG begehrt wird (so-
genannter isolierter Folgeschutzantrag). Sobald das Bundesamt der Ausländerbehörde mitteilt, dass
ein erneutes Asylverfahren nicht erfolgt, droht wieder die Abschiebung. In diesem Fall kann vor dem
Verwaltungsgericht einstweiliger Rechtsschutz gegen das Bundesamt beantragt werden; dieser ist
dann darauf gerichtet, dem Bundesamt aufzugeben, der Ausländerbehörde mitzuteilen, dass eine Ab-
schiebung nicht erfolgen darf. Unmittelbar gegenüber der Ausländerbehörde ist in dieser Konstellation
dagegen aufgrund der Bindung an die Entscheidung des Bundesamtes in der Regel kein Eilrechts-
schutz möglich. Ausnahmen sind in extremen Eilfällen denkbar, nämlich wenn nicht davon auszugehen
ist, dass ein gerichtlicher Beschluss beim Bundesamt noch so rechtzeitig eintreffen würde, dass dort
ein*e Mitarbeiter*in in der Lage wäre, gegenüber der Ausländerbehörde die notwendigen Mitteilun-
gen zu machen.

Vorliegend geht es aber gerade (auch) darum, dass die gesundheitliche Situation der
A einer Abschiebung insgesamt im Wege steht, wenn sich ihr Gesundheitszustand
durch die Abschiebung selbst – und nicht erst durch die Konfrontation mit den Ver-
hältnissen im Zielstaat – drastisch zu verschlechtern droht. Damit handelt es sich
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um ein inlandsbezogenes Abschiebungshindernis, sodass keine Bindungswirkung
an den Ablehnungsbescheid des Bundesamtes besteht.2

B. Vorliegen eines inlandsbezogenen Abschiebungshindernisses

Fraglich ist, ob vorliegend ein Abschiebungshindernis aus Art. 2 II 1 GG vorliegt.3 An
ein solches sind sehr hohe Anforderungen zu stellen. Es ist erforderlich, dass durch
die Abschiebung eine Gesundheitsverschlechterung von erheblichem Gewicht zu
erwarten ist. Unterhalb dieser Schwelle sind gesundheitliche Gefahren dagegen
hinzunehmen.4 Die Stellungnahme der Psychotherapeutin legt die Gefahr einer er-
heblichen Verschlechterung nahe, erlaubt aber noch keine abschließende Beurtei-
lung. Es bedürfte zudem einer qualifizierten ärztlichen Bescheinigung nach § 60a
IIc AufenthG, die schleunigst eingeholt werden sollte. Zudem besteht die Möglich-
keit, dass die Ausländerbehörde die Abschiebung durch eine*n Ärzt*in begleiten
lässt, was gegebenenfalls einem gesundheitsbezogenen Abschiebungshindernis ent-
gegenwirken kann.5

Vorliegend steht die A aber auch unter rechtlicher Betreuung. Eine Betreuung
wird nach § 1896 BGB eingerichtet, wenn eine volljährige Person auf Grund einer
psychischen Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behin-
derung ihre Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht besorgen kann. Die Einrich-
tung der Betreuung lässt den Schluss zu, dass diese Voraussetzungen bei A vorliegen.
Hinzu kommt, dass die Betreuung auch noch besonders gewichtige Aufgabenkreise
betrifft. Auch daraus kann nachMaßgabe von Art. 2 II 1 GG ein inlandsbezogenes Ab-
schiebungshindernis folgen. Wäre A nämlich nach einer Abschiebung völlig auf sich
allein gestellt, obwohl sie aufgrund ihrer Erkrankung nicht in der Lage ist, ihre Ange-
legenheiten zu besorgen, so wird die aus Art. 2 II 1 GG folgende Schutzpflicht ver-
letzt.6 Die Ausländerbehörde muss sicherstellen, dass der*die Betroffene nach der
Ankunft im Zielstaat nicht völlig hilflos zurückgelassenwird.7 Diese Schutzpflicht be-
gründet nicht etwa ein zielstaatsbezogenes, sondern ein inlandsbezogenes Abschie-
bungshindernis, weil sie an die Abschiebung selbst und ihre unmittelbaren Folgen

2 VGH BW, Beschl. v. 15.10.2004, Az.: 11 S 2297/04.
3 Zum Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit aus Art. 2 II GG siehe Senders, in: Hahn/Petras/
Valentiner/Wienfort, Grundrechte, § 18.3 S. 264 ff.
4 OVG NRW, Beschl. v. 29.11.2010, Az.: 18 B 910/10.
5 VGH BW, Beschl. v. 6.2.2008, Az.: 11 S 2439/07.
6 Siehe zur Schutzpflicht Senders, in: Hahn/Petras/Valentiner/Wienfort, Grundrechte, § 18.3 S. 274.
7 OVG NRW, Beschl. v. 29.11.2010, Az.: 18 B 910/10.
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anknüpft.8 Die Frage, ob Amittelfristig Unterstützungsangebote im Zielstaat zur Ver-
fügung stehen, ist zielstaatsbezogen, ihre Situation unmittelbar im Anschluss an die
Abschiebung – vor dem Eingreifen eventueller Unterstützung im Zielstaat – dagegen
inlandsbezogen. Das liegt auch daran, dass die Ausländerbehörde in der Lage wäre,
durch die Ausgestaltung der Abschiebung ein Abschiebungshindernis zu vermeiden,
indem sie etwa – zum Beispiel durch Einschaltung der deutschen Auslandsvertre-
tung vor Ort – für eine lückenlose Betreuung sorgt. Sofern die Stadt K aber entspre-
chende Maßnahmen nicht ergriffen hat –was hier nicht ersichtlich ist –, besteht zu-
gunsten der A ein inlandsbezogenes Abschiebungshindernis.

A hat aus § 60a II 1 AufenthG einen Anspruch auf Aussetzung ihrer Abschie-
bung.

C. Prozessuale Durchsetzung

Ihren Anspruch auf Aussetzung der Abschiebung kann A mit einem Antrag auf
Erlass einer einstweiligen Anordnung nach § 123 I VwGO sichern, der darauf gerich-
tet ist, der Antragsgegnerin – der Stadt K – im Wege der einstweiligen Anordnung
aufzugeben, von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen gegen die Antragstellerin –

die A – abzusehen (alternativ: der Antragsgegnerin zu untersagen, die Antragstel-
lerin abzuschieben).9 Der vorrangige § 80 V VwGO findet keine Anwendung, weil
sich A nicht gegen die Abschiebungsandrohung und die Ablehnung ihres Asylan-
trages durch das BAMF wendet, sondern die Unterlassung ihrer Abschiebung be-
gehrt.10

Hierfür bedarf es eines Anordnungsanspruchs und eines Anordnungsgrun-
des.11 Der Anordnungsanspruch folgt, wie oben dargestellt, aus § 60a II AufenthG.
Ein Anordnungsgrund liegt ebenfalls vor, weil die Antragsgegnerin offensichtlich
die Abschiebung der Antragstellerin anstrebt. Angesichts der Instabilität einer Dul-
dung sind an den Anordnungsgrund keine hohen Anforderungen zu stellen; ein An-
ordnungsgrund ist nur dann zu verneinen, wenn die Abschiebung in absehbarer
Zeit eindeutig nicht in Betracht kommt.12

8 OVG NRW, Beschl. v. 15.8.2008, Az.: 18 B 538/08.
9 Zum Eilrechtsschutz nach § 123 VwGO siehe ausführlich Eisentraut, in: Eisentraut, Verwaltungs-
recht in der Klausur, § 10 Rn. 1 ff.
10 Zum Eilrechtsschutz nach § 80 V VwGO siehe ausführlich Heilmann, in: Eisentraut, Verwaltungs-
recht in der Klausur, § 8 Rn. 3 ff.
11 Zu diesen Begründetheitsvoraussetzungen des § 123 VwGO siehe Wichmann, in: Eisentraut, Ver-
waltungsrecht in der Klausur, § 10 Rn. 34 f.
12 OVG SA, Beschl. v. 10.12.2014, Az.: 2 M 127/14.
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1 Weiterführendes Wissen

Geht beim Verwaltungsgericht ein solcher Antrag ein, so wird in der Regel bei der Antragsgegnerin an-
gefragt, ob diese von sich aus bis zu einer Entscheidung über den Antrag von einer Abschiebung Ab-
stand nimmt (sogenannte Stillhaltezusage). Geschieht dies, so kann die Entscheidung über den Eil-
antrag durchaus einige Zeit in Anspruch nehmen. Wird eine Stillhaltezusage nicht abgegeben, so wird
das Verwaltungsgericht hingegen entweder sehr kurzfristig über den Eilantrag entscheiden oder einen
sogenannten Hängebeschluss (auch Zwischenverfügung genannt) erlassen, das heißt einen Beschluss,
der der Antragsgegnerin für die Dauer des Eilverfahrens untersagt, durch eine Abschiebung vollendete
Tatsachen zu schaffen.

In der Hauptsache kann A ihr Begehren mit einer Verpflichtungsklage – gerichtet
auf eine Duldung – verfolgen.13

D. Längerfristige Sicherung des Aufenthalts

Sofern davon auszugehen ist, dass das Abschiebungshindernis längerfristig Bestand
hat, kann auch an einen Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach
§ 25 V AufenthG gegenüber der Ausländerbehörde und im Falle der Antragsableh-
nung an eine entsprechende Klage gedacht werden. Kann das Abschiebungshinder-
nis jedoch durch medizinische Vorkehrungen beseitigt werden, so dürften die Vo-
raussetzungen des § 25 V AufenthG nicht vorliegen. Zusätzlich zum Bestand eines
längerfristigen Abschiebungshindernisses müssten zudem die allgemeinen Ertei-
lungsvoraussetzungen des § 5 AufenthG entweder vorliegen oder die Ausländer-
behörde im Ermessenswege (§ 5 III AufenthG) hiervon absehen.

1 Weiterführendes Wissen

Komplizierter ist die Geltendmachung eines solchen Anspruchs im Wege des Eilrechtsschutzes. Wird
ein Aufenthaltstitel beantragt, solange noch ein anderweitiges Aufenthaltsrecht besteht, so tritt in der
Regel eine Fiktionswirkung ein (§ 81 III und IV AufenthG). Die Ablehnung der Erteilung des Aufenthalts-
titels beendet dann diese Fiktionswirkung und hat damit – über die Versagung einer Begünstigung –

auch belastende Wirkungen, sodass vorläufiger Rechtsschutz im Wege des § 80 V AufenthG möglich ist,
obwohl der Hauptsacherechtsbehelf eine Verpflichtungsklage wäre. Anders ist dies aber, wenn zum Zeit-
punkt des Antrags auf Erteilung des Aufenthaltstitels – wie hier – schon kein Aufenthaltsrecht mehr be-
steht. Da es dann an einer Fiktionswirkung fehlt, kommt auch kein Antrag nach § 80 V AufenthG in Be-
tracht. Eilrechtsschutz ist stattdessen über § 123 VwGO zu suchen. Regelmäßig wird ein Antrag nach
§ 123 VwGO aber keinen Erfolg haben, weil das AufenthG bei Fehlen einer Fiktionswirkung grundsätzlich
davon ausgeht, dass der*die Betroffene ausreisen und die Entscheidung vom Ausland aus abwarten

13 Ausführlich zur Verpflichtungsklage siehe Lemke, in: Eisentraut, Verwaltungsrecht in der Klau-
sur, § 3 Rn. 2 ff.
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muss. Etwas anderes gilt aber dann, wenn der*die Betroffene sich auf eine Regelung stützen kann, die
nur vom Inland aus geltend gemacht werden kann. In diesem Fall würde die Ausreise dazu führen, dass
der Anspruch später nicht mehr geltend gemacht werden kann, sodass Art. 19 IV GG einen Verbleib im
Inland bis zu einer Entscheidung gebietet.14 Solche Konstellationen liegen insbesondere dann vor, wenn
der*die Betroffene voraussichtlich einen Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 V
AufenthG oder §§ 25a15, 25b16 AufenthG hat (§ 25 V AufenthG setzt die vollziehbare Ausreisepflicht,
§§ 25a, 25b AufenthG setzen die Duldung und damit den Aufenthalt im Inland zwingend voraus), wenn
vom Visumserfordernis des § 5 II 1 AufenthG nach den §§ 39, 40 AufenthV abzusehen ist, oder wenn die
Voraussetzungen des § 5 II 2 AufenthG vorliegen und damit ein Anspruch auf ermessensfehlerfreie Ent-
scheidung über ein Absehen vom Visumsverfahren besteht und die Behörde von ihrem Ermessen noch
nicht Gebrauch gemacht hat.

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Die Prüfungskompetenz der Ausländerbehörde erstreckt sich in der Regel nur auf inlandsbezo-

gene Abschiebungshindernisse; zielstaatsbezogene Abschiebungshindernisse werden hin-
gegen regelmäßig im asylrechtlichen Verfahren geprüft.

– Wird der*die Betroffene seit weniger als einem Jahr geduldet, kann eine Abschiebung kurzfris-
tig und ohne Vorwarnung erfolgen, sodass unter Umständen extrem schnelles Handeln erfor-
derlich ist.

– Gesundheitsbezogene inlandsbezogene Abschiebungshindernisse setzen eine durch die Ab-
schiebung selbst drohende schwerwiegende Verschlechterung des Gesundheitszustandes vo-
raus.

Dieser Fall darf gerne kommentiert, verändert und beliebig genutzt werden. Die
Anleitung hierfür lässt sich über den abgebildete QR-Code mit der Smartphone-
Kamera auf unserer Homepage aufrufen.

14 Zur Rechtsschutzgarantie aus Art. 19 IV GG ausführlich Hahn, in: Hahn/Petras/Valentiner/Wien-
fort, Grundrechte, § 26.1., S. 599 ff.
15 Siehe hierzu Hinder/Nachtigall, 45) Auszubildend – und gut integriert? in diesem Fallbuch.
16 Siehe hierzu Hinder/Holzhauer, 46) Geduldet – und gut integriert? in diesem Fallbuch.
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